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Mitgliederversammlung am 11.11.2013; Niederschrift 

Beginn: 10:00 Uhr 

Ende: 12:00 Uhr 

Vertretende Stimmen:  

10:00 Uhr: 1.730 von 3.340 = 51,80 %; 11:00 Uhr: 2.501 von 3.340 = 
74,88 % 

Tagesordnung: 

1. Begrüßung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit 

2. Jahresrechnung 2012 

3. Satzungsänderung 

4. Grußworte 

4.1. Heinz-Hermann Schnabel MdL,  
Vizepräsident des Landtags Rheinland-Pfalz 

4.2. Dr. Gerd Landsberg,  
Geschäftsführendes Präsidialmitglied des  
Deutschen Städte- und Gemeindebundes 

5. Das Land und seine Kommunen – Staatsminister Roger Lewentz MdL, Mi-
nisterium des Innern, für Sport und Infrastruktur 

6. Ausblick und Schlusswort 
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Der Vorsitzende, Bürgermeister Ralph Spiegler, Nieder-Olm, eröffnet die Versamm-

lung und begrüßt die Anwesenden. Einen besonderen Gruß richtet er an die Ehren-

gäste, namentlich an Staatsminister Roger Lewentz MdL, Ministerium des Innern, für 

Sport und Infrastruktur, der in Vertretung der Ministerpräsidentin Malu Dreyer MdL, 

zu der Versammlung sprechen wird. Der Vorsitzende informiert, dass die Minister-

präsidentin wegen der in Berlin sehr intensiv geführten Koalitionsverhandlungen, an 

der sie für die SPD teilnehme, kurzfristig ihre Teilnahme absagen musste. Neben 

weiteren anderen Ehrengästen begrüßt der Vorsitzende namentlich den Landtagsvi-

zepräsidenten, Herrn Heinz-Hermann Schnabel MdL und Ortsbürgermeister der 

Gemeinde Erbes-Büdesheim, sowie das Geschäftsführende Präsidialmitglied des 

Deutschen Städte- und Gemeindebundes, Herrn Dr. Gerd Landsberg.  

Der Vorsitzende stellt fest, dass die Versammlung form- und fristgerecht eingeladen 

und zu diesem Zeitpunkt mit 51,80 % der vertretenden Stimmen beschlussfähig sei. 

Änderungen der Tagesordnung ergeben sich nicht. 
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Mitgliederversammlung am 11.11.2013; Niederschrift  

 

 

 

TOP: 1. Begrüßung, Feststellung der Tagesordnung und  

der Beschlussfähigkeit  

 

Der Vorsitzende führt aus: 

„Meine Damen und Herren, ich darf zunächst einmal ganz herzlich danken für die 

außerordentlich gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit im vergangenen Jahr. 

Das erste Jahr meiner Amtszeit als Vorsitzender, ich gestehe gerne, dass der Res-

pekt vor der Ausgabe eher gestiegen denn gesunken ist, hat viel Freude bereitet, es 

war gespickt mit interessanten Erfahrungen und Begegnungen. Vor allen Dingen ha-

ben wir beim Gemeinde- und Städtebund ein tolles Team im Vorstand, in den Gremi-

en und in der Geschäftsstelle. Der Dank soll für alle gelten, er wird stellvertretend 

ausgesprochen an Aloysius Söhngen, Axel Haas und Winfried Manns, vielen Dank 

für das tolle Miteinander.  

Die Richtlinie unseres Handelns, das muss und soll so sein, ist selbstverständlich der 

Wert der kommunalen Selbstverwaltung in unseren Kommunen. Da spielt sich die 

Lebensrealität ab, da ist direkt spürbar, was Sie entscheiden, im Guten wie auch im 

Schlechten. Deswegen geht der Dank natürlich auch an Sie alle, an Sie und Ihre Mit-

streiter vor Ort. Sie, meine Damen und Herren, sind die besten Botschafter der 

kommunalen Selbstverwaltung.  
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Und bereits an dieser Stelle darf ich das Angebot an die Landesregierung entrichten 

zum Dialog mit der Ministerpräsidentin und den Ministerinnen und Ministern. Wir 

würden bitten, und haben das auch gegenüber der Frau Ministerpräsidentin bereits 

geäußert, um regelmäßige Gespräche gemeinsam mit den Vertretern aller Spitzen-

verbände. Das beinhaltet auch das Angebot, dass sie das Wissen, die Erfahrung, die 

wir vor Ort gesammelt haben, in ihr Tun mit einbinden. Wir würden uns sehr freuen, 

wenn dieses Angebot angenommen würde.  

Lassen Sie mich einige inhaltliche Punkte anreißen:  

Ich will beginnen bei der Bundestagswahl. Die Reihen scheinen sich zu sortieren. Ich 

darf an dieser Stelle noch einmal sehr nachdrücklich auf die Garantenstellung des 

Landes gegenüber den Kommunen hinweisen und bitten, dass alle zusätzlichen 

Leistungen, alle neuen Standards mit Auswirkung auf unsere Mitglieder, genaues-

tens geprüft werden. Ich denke, dass dies vor dem Hintergrund des Urteils des Ver-

waltungsgerichtshofes aus dem Jahre 2012 auch geboten ist. Ich bitte, in die Überle-

gung auch mit einzubeziehen, ob das aus guten Gründen früher eingeführte Verbot 

der Kooperation zwischen Bund und Kommunen, auch was die Finanzbeziehung 

anbelangt, nicht aufgehoben werden kann.  

Ich will an dieser Stelle noch einmal die aus unserer Sicht wichtigen Punkte des so 

genannten Neuwied-Urteils des Verfassungsgerichtshofs in die Mitte unserer Diskus-

sion rücken.  

Das Verfassungsgericht hat  

1. eine effektive und deutliche Verbesserung der kommunalen Finanzausstattung, 

2. eine Entlastung der kommunalen Situation durch Aufgabenrückführung und 

Standardabbau und  

3. eigene Anstrengungen der Kommunen 

gefordert.  

Ich erlaube mir, jetzt kurz über den Rhein nach Hessen zu gehen und blicke auf das 

Urteil des Staatsgerichtshofes Hessen, der bei der Beurteilung des Finanzausgleichs 

unserer Nachbarn noch einen Schritt vorher ansetzt. Das Hessische Verfassungsge-

richt sagt sehr deutlich, dass zunächst einmal und an allererster Stelle zu prüfen sei, 

welcher Finanzbedarf der Kommunen zur Erfüllung der ihnen zugewiesenen Aufga-

ben auch unter Berücksichtigung eines Mindestmaßes an freiwilligen Aufgaben not-
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wendig sei. Dazu bedürfe es einer genauen Analyse in einem ersten Schritt. Diese 

Analyse muss Grundlage für Struktur und Höhe des kommunalen Finanzausgleiches 

sein. Das scheint mir, bei allem Respekt vor unserem Verfassungsgerichtshof, ein 

deutlicher Schritt in die richtige Richtung zu sein. Man muss den Hessen nicht immer 

zustimmen, gelegentlich kann es jedoch gut sein, dies zu tun.  

Dennoch will ich mich an dieser Stelle reduzieren auf die wichtigen Aspekte unseres 

Verfassungsgerichtshofes.  

Erstens: Auch nach Zuführung von 50 Mio. zeigt sich keine deutliche Verbesserung, 

jedenfalls im Bereich des Gemeinde- und Städtebundes, denn das Geld geht in gro-

ßen Teilen zu den Landkreisen und kreisfreien Städten.  

Zweitens zum Thema Aufgabenrückführung und Standardabbau: Hier bitten wir seit 

Jahren und warten auf erste Schritte. Auf Fortschritte! Vorschläge auch von unserer 

Seite gab es hinreichend. Ich werde noch einmal darauf kurz zurückkommen.  

Drittens: Eigene Anstrengungen: Wir haben vor 2 bis 3 Jahren die Hebesätze bei den 

Realsteuern deutlich angehoben. Trotz dieser Anhebung und trotz der 50 Mio. Euro 

mehr im System, stellt sich die Mitgliedschaft des Gemeinde- und Städtebundes 

durch die Abschöpfung durch Landkreise und Verbandsgemeinden kaum besser. 

Nicht wenige haben fast keinen Cent mehr in der Tasche, und das meine Damen und 

Herren, da bitte ich um Verständnis, ist aus Sicht des Gemeinde- und Städtebundes 

nicht akzeptabel. Die letzte Erhöhung der Realsteuerhebesätze brachte in etwa 100 

Mio. in die Kassen der Gemeinden. Das ist ein deutlicher Beitrag, das ist der Beitrag, 

den der Verfassungsgerichtshof gefordert hat und wir werden gezwungen sein, er-

neut die Realsteuern anzuheben, weil die Nivellierungssätze durch die Landesge-

setzgebung wiederum einmal angehoben werden. Ich will sehr deutlich feststellen, 

wir haben unsere Hausaufgaben gemacht.  

Wenn, meine Damen und Herren, das Land die Marschrichtung ausgegeben hat, 

dass mittelfristig ein ausgeglichener Finanzierungssaldo bei den Kommunen festzu-

stellen sein soll, dann ist das aus Sicht der Spitzenverbände, auch des Gemeinde- 

und Städtebundes, zu wenig, jedenfalls zu wenig vor dem Hintergrund der Doppik. 

Hier sind zu berücksichtigen, wenn man zukunftsgerichtete Finanzplanung anstrebt, 

die Finanzierung von Abschreibungen und die Lasten aus Rückstellungen für Pensi-

onsverpflichtungen.  
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Schließlich dürfen wir nicht aus den Augen verlieren:  das Zinsänderungsrisiko. Die 

Kredite konsumtiv und investiv seitens der Kommunen in Rheinland-Pfalz belaufen 

sich mittlerweile auf über 12 Mrd. Euro. Steigt der Zins um 2 %, und das lernen wir 

alle in der Grundschule, dann steigen die Zinsen innerhalb kürzester Zeit um 

240 Mio. Euro.  

Von den 12 Mrd. Euro Schulden sind alleine ziemlich genau die Hälfte Kassenkredi-

te. Über 6 Mrd. Kassenkredite im Land Rheinland-Pfalz! Das sind 1.530 Euro je Ein-

wohner und wir nehmen damit im Ländervergleich einen traurigen Platz, nämlich den 

Platz 2 hinter unseren Nachbarn im Saarland ein.  

Ich will das auch ein stückweit mit Blick auf die Ausführungen des Vorsitzenden des 

Städtetages, Oberbürgermeister Michael Kissel, noch einmal deutlich machen. Ja 

und ich gebe zu, wir wissen dies als Gemeinde- und Städtebund, die Städte ächzen 

unter der Last der Sozialausgaben. Und wir stimmen auch zu, ja, den Städten muss 

geholfen werden. Aber bitte nicht zu Lasten der Gemeinden und Städte im kreisan-

gehörigen Bereich. Um die Relation noch einmal deutlich zu machen: In den kreis-

freien Städten in Rheinland-Pfalz wohnen 990.000 Einwohner. Im ländlichen Bereich, 

im kreisangehörigen Bereich, wohnen über 3 Mio. Einwohner. Und ich will, lieber Mi-

chael Kissel, bei allem Respekt vor Ihnen und dem Städtetag, sehr deutlich sagen, 

der kreisangehörige Bereich prägt dieses Land. Das gerne in Partnerschaft mit den 

Städten, aber nicht umgekehrt. 

Vor diesem Hintergrund darf eben nicht gelten, den ‚Letzten beißen die Hunde‘, und 

deswegen haben wir, und das liegt auf dem Tisch, die Bitte und die Forderung nach 

einer finanziellen Mindestausstattung. Eine unantastbare Mindestausstattung unserer 

Ortsgemeinden und Gemeinden, damit das, was in jeder Gemeinde erfüllt werden 

muss, auch erfüllbar ist, ohne dass dafür Kassenkredite aufgenommen werden müs-

sen. Ich mache mal ein plattes Beispiel. Die Aufwandsentschädigung des Ortsbür-

germeisters muss aus den verbleibenden Mitteln darstellbar sein. Die Unterhaltung 

der gemeindlichen Straßen muss darstellbar sein. Der Kinderspielplatz in der Ge-

meinde muss darstellbar sein und damit sind nicht verbunden Wünsche nach Palast-

bauten in den Gemeinden, sondern lebenswertes Leben. Das als unantastbar zu be-

titeln ist nach unserer Auffassung nicht unverschämt, sondern betrifft die Keimzelle 

der Demokratie, das sind die Gemeinden, und das vor ihrem verfassungsrechtlichen 

Status, den wir im Grundgesetz und Landesverfassung festgeschrieben haben.  
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Das Gleiche gilt für den Vorschlag, und dazu bedarf es großer Disziplin von Ver-

bandsgemeinden und Landkreisen, die Umlagenhöhe zu deckeln. Da gibt es zwei 

Vorschläge die gleichwertig miteinander einher gehen, aber am Ende muss oder soll-

te über diese Operation das Überschreiten bestimmter Hebesätze verhindert werden, 

damit eben das erfüllt werden kann, was ich eben sagte. Wir können Demokratie vor 

Ort, aber wir brauchen dazu eine verfassungskonforme Finanzausstattung, meine 

Damen und Herren.  

Nun haben die Finanzen, aber das ist fast immer so bei den Spitzenverbänden, ei-

nen breiten Raum eingenommen. Ich will aber noch 3 bis 4 andere Punkte kurz an-

sprechen.  

Gebietsreform! 

ein Thema, das insbesondere in diesem Verband von großer Bedeutung ist. Ich 

glaube, es wird keiner bestreiten, dass es deutliche Unwuchten in der Operation, die 

das Land bis zu diesem Punkt durchgeführt hat, gegeben hat. Als Stichwort sei nur 

die Kreisgrenzenproblematik genannt. Konsequenter wäre gewesen, eine wirklich 

fundierte Ausgabenkritik aller staatlichen Ebenen, eine Funktionalreform mit dem An-

satz, alles möglichst nahe am Bürger durchzuführen und nur das, was definitiv nicht 

machbar ist vor Ort, auf die nächsthöhere Ebene hochzuzonen, wenn der Service am 

Bürger schnell abrufbar bleibt. In einem dritten Schritt hätten wir uns gewünscht, 

dass dann erst die Territorialreform durchgeführt wird. Es gibt jetzt die ersten Anhö-

rungen im Innenausschuss. Das Klima, Herr Staatsminister, soll ein gutes gewesen 

sein, bislang. Ich wünsche, dass das auch in den nächsten Tagen der Fall sein wird. 

Ich habe allerdings die Bitte, dass die recht guten Argumente der Kolleginnen und 

Kollegen  Gehör finden und in die Entscheidung, die Sie im Landtag zu treffen ha-

ben, dann auch einfließen werden. Ich bin sehr gespannt auf die Fortsetzung dieser 

Thematik, insbesondere auf die Diskussion über Kreisreform und, Herr Kissel, über 

die Frage der so genannten Stadtumlandproblematik.  

Zur Enquete Bürgerbeteiligung!  

Und da will ich einen kurzen Blick nach Bayern und auf die Entscheidung zur Olym-

piabewerbung werfen. Bürgerbeteiligung tut not und soll auch gemacht werden, ja. 

Aber bedenken Sie bitte immer auch das Ende. Dieser Staat, diese Gemeinden, die-

se Gebietskörperschaften müssen handlungsfähig sein, und es kann am Ende eines 

im Bürgerdialog geführten Entscheidungsprozesses nicht sein, dass Entscheidun-
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gen, die demokratisch legitimiert sind, über die Gremien getroffen worden sind, aus-

gehebelt werden, wenn Partikularinteressen sich durchsetzen. Ich will damit nicht 

gesagt haben, dass das, was in Bayern passiert ist, Partikularinteressen sind, dazu 

habe ich zu wenig Einblick in die Situation vor Ort, aber es beängstigt schon, zu se-

hen, wie an vielerlei Stellen, nachdem große Mehrheiten in den Gremien sich für ei-

nen Weg entschieden haben, Entscheidungen ausgehebelt werden, mit weitreichen-

den Konsequenzen. Das ist zumindest gewöhnungsbedürftig. 

Ich wage die These, Bürgerbeteiligung wird nirgends so gelebt, wie in den Gemein-

den und Städten. Das ist fast systemimmanent. Die Bürgermeisterin und der Bür-

germeister, das Ratsmitglied, sie müssen über den Marktplatz, sie müssen zum Bä-

cker und sie gehen gerne auf den Sportplatz und in die Weinkneipe, um sich mit den 

Bürgerinnen und Bürgern auseinanderzusetzen. Der größte Resonanzboden für Bür-

gerbeteiligung ist die Bürgerschaft. Die Bürgerinnen und Bürger sagen uns jeden 

Tag, das habt ihr gut, das habt ihr weniger gut gemacht. Ich habe die Bitte, die re-

präsentative Demokratie, die sich über Jahrzehnte hinweg als stabil und handlungs-

fähig erwiesen hat, nicht auszuhöhlen, die Quoten nicht abzusenken und die Arbeit 

der ehrenamtlich Tätigen, über 30.000 in diesem Land, nicht zu schwächen. 

Kindertagesstätten! 

Da will ich zu Anfang erwähnen, dass wir, die Spitzenverbände, dankenswerterweise 

vor wenigen Tagen ein Gespräch bei Ministerpräsidentin Dreyer hatten, die sich des 

Themas annimmt. Ob das alles zu unserer Zufriedenheit gelöst werden kann, wird 

sich zeigen. Wir sind dankbar über das konstruktive Gespräch. Wir drängen darauf, 

dass jetzt endlich die 2008 vereinbarte Revision, also die Nachschau über das, was 

vereinbart worden ist, in finanzieller Hinsicht, in zahlenmäßiger Hinsicht, durchgeführt 

wird. Denn wir sind sicher, dass es an dieser Stelle eine unzureichende Co-

Finanzierung durch das Land gegeben hat. Wir können Kindergarten, wir wollen und 

müssen das aber mit dem Land Rheinland-Pfalz gemeinsam tun.  

Gewerbesteuer und Bauaufsicht! 

Ein wenig überraschen mich die Vorschläge aus dem Finanzministerium, jedenfalls, 

wenn ich sie überprüfe auf Sinnhaftigkeit oder auf Finanzierbarkeit oder auf 

Refinanzierbarkeit, denn die Vorschläge, die unterbreitet worden sind, mögen auf 

den ersten Blick logisch erscheinen, bei näherem Hinschauen zeigt sich deutlich, 

dass das nicht immer in der Konsequenz Sinn macht.  
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Zur Bauaufsicht vor Ort.  

Ich habe in diesem Jahr lernen müssen, dass Bauaufsicht vor Ort in Rheinland-Pfalz 

schwerpunktmäßig im Norden des Landes stattfindet und das hat einen Grund. Wir 

reden von großen Flächen und Entfernungen. Die Kolleginnen und Kollegen im Nor-

den haben sich dieser Aufgabe nicht deswegen angenommen, weil Ruhm und Ehre 

dem entgegensteht, sondern weil sie Service vor Ort für die Gemeinden und für die 

Bürger bieten wollen. Das macht Sinn, denn wir reden über Entfernungen von 30 bis 

40, manchmal von mehr als 60 km bis zur nächsten Kreisverwaltung. Spätestens 

dann wird deutlich, warum es Sinn macht, die Bauaufsicht nach wie vor, vor Ort zu 

halten. Es ist auch sehr dienlich mit Blick auf Transparenz: Der Bürgermeister muss 

auf den Marktplatz!  

Wir übernehmen die Verantwortung für die damit verbundene Aufgabenstellung und 

wollen diesen Service unseren Ortsgemeinden nach wie vor bieten.  

Zur Realsteuer, und da geht es ein Stück weit schon ans Eingemachte. Denn, meine 

Damen und Herren, das sind unsere Steuern. Wir sind die Steuerverantwortlichen, 

was die Höhe anbelangt, wir sind die Nutznießer dieser Steuer. Wir legen sie in der 

Höhe fest und wollen dies auch vollziehen. Wollen alleine genügt nicht, man muss 

überprüfen, ob nicht doch Einsparpotenziale vorhanden sind. Dieses Einsparpotenzi-

al wird nach meinem Dafürhalten im hohen Maße überschätzt. Denn unstreitig ist 

eines: Die Verantwortung beispielsweise für Stundung, Niederschlagung und Erlass 

liegt natürlich beim Steuergläubiger, also bei den Gemeinden. Um dies vollziehen zu 

können, brauche ich Sachverstand. Den habe ich zurzeit im Hause. Und wenn die 

angeblich 200 Mitarbeiter, die sich landesweit mit dieser Aufgabe beschäftigen, ab-

gezogen würden und reduziert würden auf 30 bei den Finanzämtern, dann frage ich 

mich, wie der Bürgermeister Zugriff zu Informationen haben soll, um das, was der 

Gemeinde zusteht, abzuwägen. Was mache ich mit dem Steuerschuldner, wie kann 

er Problemlagen seines Unternehmen bewältigen? Wir brauchen Sachverstand vor 

Ort. Das kann uns eine ferngelegene Finanzverwaltung nicht bieten. Und ich möchte 

eines sehr deutlich sagen, weil das nicht von Ihnen, Herr Staatsminister, und auch 

nicht vom Finanzstaatssekretär, aber immer wieder mal so andeutungsweise durch 

die Öffentlichkeit wabert. Wir verbieten uns den Vergleich mit dem Fall Gaschke, der 

früheren Kieler Oberbürgermeisterin. Übrigens, auch da gilt nach wie vor die Un-

schuldsvermutung. Da ist ein Verfahren noch nicht eröffnet. Aber wir verbieten uns 

den Vergleich: Kein Generalverdacht gegenüber den Kolleginnen und Kollegen. Wir 
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können das und wir machen das bislang auch sehr gut. Und ich will sehr deutlich 

noch einmal darstellen, auch im Namen der Kollegen im Städtetag und Landkreistag, 

dass wir als kommunale Spitzenverbände der Idee nicht zugestimmt haben, sondern 

lediglich, und das gebietet die Höflichkeit, zugesagt haben, dass wir uns an der Ar-

beitsgruppe beteiligen und die dort erarbeiteten Ergebnisse bewerten und dann zu 

einem Schluss kommen. Aus unserer jetzigen Sicht soll Gewerbesteuer und Bauauf-

sicht weiter bei den Verbandsgemeinden bleiben, man muss es nicht ändern.  

Inklusion! 

Und jetzt begebe ich mich ein wenig auf Glatteis. Dem guten Verhältnis zu den Kol-

legen in Geschäftsführung und Vorstand ist es geschuldet, moderat zu formulieren, 

wenn es um das Thema Inklusion geht.  

An erster Stelle möchte ich sagen, ich bin ein absoluter Inklusionsbefürworter, das ist 

geltendes Recht. Es gibt eine EU-Menschenrechtskonvention, die das klar und deut-

lich zum Ausdruck bringt. Und das ist, meine Damen und Herren, auch eine Zu-

kunftsaufgabe. Wenn ich in den Saal schaue, dann wünsche ich Ihnen allen, dass 

Sie die 80, 85, 90 überschreiten. Das ist mit körperlichen Beeinträchtigungen ver-

bunden. Das heißt, schon aus purem Egoismus, sollten wir uns der Fragestellung 

widmen, denn es geht nicht nur um das verkürzte schulische Problem, es ist ein ge-

sellschaftliches Problem in toto und wir müssen lernen mit behinderten Menschen 

umzugehen. Es gab eine ganze Generation, die kannten keine behinderten Men-

schen, weil es ein barbarisches Regime gegeben hat, das diese Menschen ausgerot-

tet hat. Wir müssen weiter lernen, mit behinderten Mitmenschen, mit unserem Nach-

barn umzugehen, ihm zu helfen, dabei zu sein, mitzutun, dass der behinderte 

Mensch in der Gesellschaft mittendrin sein kann. Das ist eine Herausforderung an 

Menschen ohne Behinderung, Menschen, die oftmals Entscheidungsträger sind. Sie 

müssen offen sein für die Bedürfnisse der Menschen mit Behinderungen. Das erfor-

dert Aufmerksamkeit, schon bei der Planung von anstehenden Vorhaben in der 

Kommunalpolitik.  

Aber eine Bitte an die Landesregierung habe ich. Ich bitte um Vorsicht. Wenn die 

Aufgabe wichtig ist, dann bitte keine Verkürzung auf Inklusion in den Schulen. Das 

bedeutet natürlich erhebliche Baumaßnahmen. Ich bin recht sicher, dass die meisten 

bereit wären das auch in Angriff zu nehmen. Aber Schritt für Schritt, in kleinen Schrit-

ten. Und es gibt viele andere Möglichkeiten sich der Aufgabe anzunehmen. Bitte kei-
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ne Überbetonung dieses Aspektes, denn das baut Mauern auf, dabei sollten sie aber 

doch eher eingerissen werden.  

Für die Inklusion gibt es viele kleine Beispiele. Wir alle können in unseren Rathäu-

sern Bescheide mit einfacher Sprache erstellen. Ein erster Schritt für Menschen, de-

ren kognitive Wahrnehmung beeinträchtigt ist. Natürlich muss daneben ein juristisch 

sauberer Bescheid herausgegeben werden, aber ein zweiter, der dem Menschen 

erklärt, worum es geht in dem Fall. Meine Bitte an Sie, fangen Sie mit der Grundsi-

cherung im Alter an. Es gibt solche Beispiele in Rheinland-Pfalz, die wir Ihnen gerne 

zur Verfügung stellen.  

Ein einfaches Leitsystem im Rathaus mit klaren Buchstaben, Farben, Zuordnung der 

Abteilungen. Schnell gemacht und finanzierbar! Barrierefreier Zugang zu öffentlichen 

Gebäuden, so sie denn renoviert, umgebaut oder neu gebaut werden. Ein Indukti-

onsgerät für Hörgeschädigte, kostet nicht die Welt, bietet aber die Möglichkeit teilzu-

nehmen beispielsweise an einem Konzert im Ratssaal. Ein „sprechender Aufzug“ 

oder das Schulen der Mitarbeitenden in einfacher Gebärdensprache. Alles Maßnah-

men, die, so behaupte ich, bei uns allen in den Haushalten unterzubringen sind. Die-

se kleinen Schritte, und da darf ich aus eigener Erfahrung sprechen, führen dazu, 

dass die Barrieren, die im eigenen Kopf entstehen, ich spreche für mich, nicht für 

Sie, abgebaut werden. Ich bitte Sie, mit auf diesen Weg zu gehen. Dann wird Inklusi-

on eine große Akzeptanz erfahren. Wir können das!  

Standardabbau! 

Ich kenne keinen Vorsitzenden, der dieses Wort nicht im Mund geführt hätte, und ich 

kenne keinen Landes-, Bundes- und Europapolitiker der nicht gleiches tut. Jeder 

führt es im Munde, allein es passiert nichts. Ein Kreisel an einer Gemeindestraße, so 

teuer wie ein Einfamilienhaus. Das Umsiedeln von Eidechsen in Mainz, 200.000 Eu-

ro, obwohl Wissenschaftler bestätigen, dass es nicht um gefährdete Art geht. Setzen 

Sie im Landtag, Bundestag und Europäischen Parlament diesem Unfug ein Ende.  

Damit ich nicht missverstanden werde. Standardabbau bedeutet auch Verantwortung 

vor Ort. In der Tendenz gilt, dass man zur Umsetzung zentraler Regelungen Stan-

dards benötigt, um Einheitlichkeit im Vollzug zu sichern. Genauso tendenziell heißt 

dezentrale Verantwortung, die wir übernehmen wollen, Flexibilität, z.B. bei der Ent-

scheidung vor Ort, die wir dann als Rat, als Bürgermeister, als Beigeordneter dann 
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natürlich auch zu rechtfertigen haben, mit denen wir zu leben haben: Wir wollen fle-

xible Verantwortung vor Ort, und wir können das.  

Demografie! 

Ein letzter Punkt: Die Demografie ist die Herausforderung der Zukunft. Das Land hat 

sich dieser Aufgabe in einer Stabsstelle angenommen. Die demografische Entwick-

lung ist einer der Aufgabeschwerpunkte der nächsten Jahre. Das gilt finanziell, struk-

turell und als Querschnittsaufgabe. 

Zum Schluss, bei allen kritischen Äußerungen die ich getätigt habe, möchte ich beto-

nen, dass ich froh bin, Bürgermeister in Rheinland-Pfalz sein zu dürfen. Ich bin froh, 

Landesvorsitzender des Gemeinde- und Städtebundes in Rheinland-Pfalz zu sein. 

Und wenn ich das vergleiche mit den Bürgermeistern in den Partnergemeinden in 

Europa, dann weiß ich, von was ich rede, und dann wissen auch Sie, von was wir 

reden. Es macht viel Spaß und Freude, wir können das, wir haben Spaß daran und 

ich danke für die Aufmerksamkeit. Ich wünsche der Versammlung einen guten Ver-

lauf.“ 



Mitgliederversammlung am 11.11.2013 in Nieder-Olm; Niederschrift Seite 13 von 39 

Mitgliederversammlung am 11.11.2013; Niederschrift  

 

 

 

TOP: 2. Jahresrechnung 2012   

 

Sachverhalt: 

Steuerberater und Wirtschaftsprüfer Dr. Harald Breitenbach, Mittelrheinische Treu-

hand Koblenz, erläutert die Jahresabschlüsse und Prüfungsberichte des Zweckbe-

triebes und des Wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes für das Jahr 2012. Dr. Harald 

Breitenbach teilt mit, dass Wirtschaftsprüfer Dr. Klaus Höflich, Mainz, für beide Ge-

schäftsbetriebe jeweils uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt habe. 

Bürgermeister Georg Hollmann, Weißenthurm, stellt Antrag, die Jahresergebnisse 

jeweils auf neue Rechnung vorzutragen sowie dem Vorstand und der Geschäftsfüh-

rungen für das Geschäftsjahr 2012 Entlastung zu erteilen. 

Wortmeldungen ergeben sich nicht. 

 

Beschluss: 

Die Mitgliederversammlung nimmt die Berichte zur Kenntnis. Die Mitgliederversamm-

lung beschließt, die Jahresergebnisse jeweils auf neue Rechnung vorzutragen sowie 

dem Vorstand und den Geschäftsführungen für das Geschäftsjahr 2012 Entlas-

tung zu erteilen. 

Abstimmungsergebnis jeweils einstimmig, ohne Stimmenthaltungen. 
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TOP: 3. Satzungsänderung   

 

Sachverhalt: 

BV 2013/0086 

 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Ralph Spiegler, Nieder-Olm, stellt die Eckpunkte der 

vorgeschlagenen Satzungsänderung heraus. 

 

Beschluss: 

 

Die Mitgliederversammlung beschließt einstimmig (ohne Stimmenthaltungen) die fol-

gende Satzungsänderung: 

1. In § 10 Abs. 1 wird der folgende neue Satz 2 eingefügt: „Diese Verpflichtung gilt 
für Ortsgemeinden entsprechend, soweit die Verbandsgemeinde nicht Mitglied 
im Verband ist.“ 

2. § 11 Abs. 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Mitglieder des Landesausschusses, des Vorstandes, der Ausschüsse, Ar-

beitskreise, Arbeitsgruppen, Vorstände der Bezirksverbände und Kreisgruppen 
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und dergleichen, erhalten eine Sitzungsentschädigung sowie die Erstattung der 

Reisekosten; das Nähere regelt der Landesausschuss.“ 

3. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a. In Satz 1 Buchst. c) werden nach dem Wort „Geschäftsführer“ ein Kom-
ma und die Worte „der eine Vergütung erhält“ eingefügt. 

b. Nach Satz 1 wird folgender neue Satz 2 eingefügt: „Der Vorsitzende und 
die Stellvertretenden Vorsitzenden erhalten eine Aufwandsentschädi-
gung; § 11 Abs. 5 Satz 2 bleibt unberührt.“ 
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TOP: 4. Grußworte   

TOP: 4.1 Abgeordneter Heinz-Hermann Schnabel MdL, Vizepräsident des 

Landtags Rheinland-Pfalz  

 

„Ich darf Ihnen die herzlichen Grüße des Landtags zu Ihrer heutigen Versammlung 

übermitteln, einmal von unserem Präsidenten Joachim Mertes und von den Kolle-

ginnen und Kollegen, die so zahlreich anwesend sind, die ich aber gerne noch ein-

mal nennen möchte, weil man daraus ersieht, wie eng doch die Verbindung zwischen 

Gemeinde- und Städtebund und Landtag ist, und zwar den Kollegen Pörksen, die 

Kollegin Ebli und die Kollegin Anklamm-Trapp, den Kollegen Hüttner, die Kollegin 

Beilstein und den Kollegen Wäschenbach sowie die Kollegin Blatzheim-Roegler so-

wie den Kollegen Steinbach.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen ich bin gerne gekommen, das ist so eine Floskel, 

aber Sie wissen, dass es eine langjährige Tradition gibt zwischen dem Landtag und 

dem Gemeinde- und Städtebund. Diese wollen wir gerne fortsetzen. Wir sind in 

Mainz Nachbarn, zwar nicht mehr unter der gleichen Adresse, aber zumindest unter 

dem Platz der Mainzer-Republik und dem Deutschhausplatz. Nur getrennt durch ein 

paar Pflastersteine. Wir haben zweifelsohne eine sehr unterschiedliche Sichtweise, 

aber auch ein gemeinsames Ziel, und das verbindet uns Demokraten alle, nämlich 
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uns für die Interessen der Bürgerinnen und Bürger einzusetzen und sie vor allen 

Dingen ernst zu nehmen. Auf gut deutsch gesagt: die Rahmenbedingungen vor der 

Haustür müssen stimmen. Gerade unser Rheinland-Pfalz präsentiert sich für den 

Außenstehenden so ein Stück mitunter als ein beschauliches Bundesland. Wir haben 

ja schon gehört, dreiviertel leben auf dem Land, ein Viertel lebt in der Stadt. Beide 

haben natürlich große Berechtigung und müssen auch so in dieser Form miteinander 

auskommen. Aber sieht man dann noch etwas genauer hin, was den ländlichen Be-

reich angeht, ich komme ja vom Land und bin selbst Ortsbürgermeister, da zeigt 

sich, dass wir sehr heterogen sind. Stadt, Land, Fluss könnte man sagen, Rheinland-

Pfalz hat von allem etwas zu bieten und dies gilt es zu pflegen und lebendig zu hal-

ten. Das hört sich alles so einfach an, ist es aber nicht. Es stellt sich die Frage, was 

der Landtag hierzu beisteuern kann. Angesichts der speziellen Struktur unseres Flä-

chenlandes müssen wir immer wieder den Kompromiss suchen. Natürlich sind, und 

das hat auch der Kollege Spiegler deutlich herausgearbeitet, die Bürgermeisterinnen 

und Bürgermeister und die Ratsmitglieder am allernächsten die Ansprechpartner für 

unsere Bürgerinnen und Bürger. Sie sehen natürlich die Probleme und auch die Feh-

ler und wir, die kommunalpolitische Verantwortung tragen, werden daraufhin auch 

angesprochen, unmittelbar aus der Nachbarschaft und überall, wo wir hingehen. Es 

gibt halt einfach sehr wenig Distanz. Es gibt kein Bundesland, wo die Bürgerinnen 

und Bürger so gut vernetzt sind mit der Politik, wie unser Rheinland-Pfalz. 2.500 

Gemeinden, 40.000 Leute, die im Grunde genommen eine bürgerschaftliche Bewe-

gung darstellen. Das ist wirklich einmalig und wir sollten daran auch nicht ohne Not 

rütteln.  

Meine Damen und Herren, die Finanzsituation, das wissen Sie, ist mehr als bizarr. 

Es gibt reiche, es gibt arme Städte und Gemeinden, und gerade als langjähriger Vor-

sitzender der kommunalpolitischen Vereinigung sage ich mal, das geht quer Beet 

durch die Parteien, ist auch mir bekannt, welche Probleme vor Ort bestehen, wenn 

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister mir ihr Leid klagen, dass sie noch nicht ein-

mal das eine oder andere kaufen können. Hinzu kommen die Verschuldung und die 

Hoffnungslosigkeit, das tut schon weh. Die Liquiditätskredite haben sich verzehn-

facht, wie wir wissen. Der Investitionsstau beläuft sich auf mehr als zig Milliarden, 

dazu wird mit Sicherheit Herr Dr. Landsberg noch etwas sagen. Wir haben und es 

wurde schon gesagt, die Selbstverwaltungsgarantie im Grundgesetz und in der Lan-

desverfassung. Dennoch fehlen vielerorts finanzielle Gestaltungsmöglichkeiten. Sub-
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sidiär hat sich unser Staatsaufbau zweifelsohne bewährt und es gibt auch keine Al-

ternative. Probleme lassen sich dort am besten lösen, wo sie auftreten und das ist 

auch der Grund, warum unser System stimmt. Ich habe vor kurzem in der FAZ gele-

sen, jeder Gemeinderat, auch der kleinsten Kommune, ist ein Zukunftslabor. Da ist 

sehr viel Wahres dran. Dazu einfach einmal eine kurze Aufzählung: Energiewende, 

Bevölkerungsrückgang, die Aufnahme von Flüchtlingen, Integration von Einwohnern 

usf. Jedes dieser Probleme ist zu allererst einmal ein Kommunales.  

Meine Damen und Herren, die Länder und der Bund haben sich eine Schuldenbrem-

se verordnet. Das ist sicherlich mehr als richtig, gar keine Frage. Aber wir sitzen alle 

in einem Boot. Da muss der Ausgleich gesucht werden zwischen den drei Ebenen 

und ich brauche Ihnen nicht zu sagen, wer an welchem Faden hängt, bzw. wer von 

wem gespeist wird.  

Der kommunale Finanzausgleich ist in der Diskussion. Er ist noch, wie wir alle spü-

ren werden, unzureichend.  

Ich will das sogenannte Thema Landflucht kurz streifen. Seit 2005 setzt sich der 

Trend fort, dass immer mehr Menschen in die größeren Städte ziehen, es gibt ver-

lässliche Zahlen vom Statistischen Landesamt. Kürzlich habe ich aber einen interes-

santen Artikel mit der Überschrift gelesen: ‚Kein Hahn kräht mehr!‘. Ich möchte kurz 

daraus zitieren. ‚Die Provinz leuchtet nicht, sie lichtet sich. Erst starben die Dorfknei-

pen und die Tante Emma-Läden, jetzt sind die erst ein paar Jahrzehnte alten Kläran-

lagen zu groß für die kleiner werdenden Haushalte in denen Menschen leben, denen 

man das Wasser sparen beigebracht hat. Mittlerweile zerstört es die Kanalisation, 

Infrastruktur ist zu groß für die sinkende Bevölkerung. Die Kosten bleiben gleich und 

verteilen sich auf wenige Nutzer. Das Leben in der Provinz wird teurer. Häuser ver-

fallen und die noch nicht bewohnt sind verlieren an Wert. Wie in den Science-Fiction 

Romanen der 70er Jahre wird sich die Provinz irgendwann zum feindlichen draußen 

verwandeln, zur hässlichen Versorgungswüste für den Energiebedarf der Städte. 

Aber ganz wie im Roman werden die Stadtflüchtlinge wieder aufs Land kommen, um 

hier ihr eigenes Paradies zu suchen‘. Meine Damen und Herren, da fällt ein Fazit 

zweifelsohne schwer, weil wir keine generellen Lösungsvorschläge haben. Es gibt 

keinen Königsweg. Die Mehrgenerationen-Familie ist die Ausnahme, sie wird auch 

wahrscheinlich in dieser Form nicht mehr kommen. Wenn wir ehrlich sind gegen uns 

selbst, werden wir Veränderungen im Grunde genommen nicht umgehen können. 
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Was aber gehen muss, sind zumindest kleine Schritte. Wir müssen sehen was vor 

uns liegt und wie wir die Menschen auf diesem Weg mitnehmen können.  

Meine Damen und Herren, hier kommt uns allen eine wichtige Aufgabe zu, gerade 

was den ländlichen Raum angeht.  

Die Städte haben andere Probleme. Auch hier befinden wir uns in einem Umbruch. 

Schon vor 10 bis 15 Jahren haben wir uns mit der Demografie beschäftigt. Schon da 

war eigentlich klar, wie sich das entwickelt. Das waren keine Prognosen, das waren 

feste Zahlen.  

Meine Damen und Herren, ich denke, wir werden mit dem Landtag und mit Ihnen 

gemeinsame Wege finden. Die große Reform von vor 40 Jahren war eine andere, als 

die heutige, und da will ich die Kommunal- und Verwaltungsreform ansprechen. Wir 

werden dieses Thema nur lösen, wenn die beiden großen Parteien diesen Weg ge-

meinsam gehen.  

Meine Damen und Herren, ich bin am Schluss, ich möchte mich abschließend noch-

mals herzlich bedanken bei Ihnen allen, dass Sie mir so lange zugehört haben, das 

war nicht so geplant. Ich wünsche Ihnen eine gute Veranstaltung.“ 
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TOP: 4. Grußworte   

TOP: 4.2 Dr. Gerd Landsberg,  

Geschäftsführendes Präsidialmitglied des  

Deutschen Städte- und Gemeindebundes  

„Meine Damen und Herren, ich darf mich zunächst bedanken, dass ich, wie alle Jah-

re zuvor, wieder zu Ihnen sprechen darf. Sie haben sich ja einen bemerkenswerten 

Termin ausgesucht. Der 11.11. ist besonders geeignet, mit etwas Humor die Gegen-

wart aber auch die Zukunft zu sehen, das ist der eine Aspekt. Der zweite Aspekt ist, 

dass wir in Berlin im Moment die Koalitionsvereinbarung auf den Weg bringen wollen 

und insofern sind Sie sozusagen im Zentrum des Geschehens. Was da in Berlin ab-

geht, meine Damen und Herren, ist beeindruckend. Es sind sage und schreibe in den 

Arbeitsgruppen, Unterarbeitsgruppen, Nebenarbeitsgruppen sowie mit den Zuarbei-

tern, Summa summarum mal locker 150 Leute, die sich überlegen, was wäre wohl 

der richtige Weg, wenn wir zusammen regieren. Man kann überlegen, ob das wirklich 

so nötig ist. Ein Blick in unsere Geschichte zeigt, es geht auch anders. Als Bundes-

kanzler Adenauer seine erste Koalition mit der FDP schloss, gab es überhaupt keine 

Koalitionsvereinbarung, sondern einen Händedruck. Unbestritten waren die Proble-

me damals sicher größer als heute. Es gab dann die nächste Koalition unter Ade-

nauer und da gab es eine handgeschriebene Seite. Eine einzige Seite! Wir leben in 

anderen Zeiten. Ich gehe mal davon aus, unter 180, 190 Seiten wird da nichts zu 
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machen sein. Obwohl ein Blick in die weitere Geschichte uns lehrt, dass ein Regie-

rungsprogramm eigentlich relativ einfach ist. Schon vor über 2.600 Jahren hat der 

gute Cicero gesagt: „Der Staatshaushalt muss ausgeglichen sein.“ Das können alle 

von Ihnen sicherlich unterschreiben. „Die öffentlichen Schulden müssen verringert 

werden, die Arroganz der Behörden muss gemäßigt und kontrolliert werden.“ Das 

bezieht sich natürlich nur auf die Arroganz von Bundesbehörden. „Die Zahlungen an 

ausländische Regierungen müssen reduziert werden, wenn der Staat nicht bankrott-

gehen will.“ Man hat das Gefühl, Herr Cicero hat die Eurokrise schon vorhergesehen. 

Meine Damen und Herren, man könnte es also eigentlich relativ einfach machen, 

aber man wird es nicht einfach machen.  

 

Ich werde versuchen, mein Grußwort einfach und kurz zu halten.  

 

 

 

 

 

 

 

Es sind einige, wie ich denke, zentrale Herausforderungen, die diese Bundesregie-

rung jetzt einmal langsam im Trainingsanzug bewältigen sollte. Ich habe Sie Ihnen 

einmal, wie Sie hier sehen können,  bildlich als „Reformmeisterschaft“ dargestellt. 

Die erste Hürde, meine Damen und Herren, die es zu überwinden gilt, ist die Infra-

strukturoffensive, die wir dringend brauchen.  

Auch das ist eben schon angesprochen worden. Die KfW beziffert den Investitions-

stau - nur bei den Kommunen - auf 128 Milliarden Euro, die erforderlich wären, um 

die Infrastruktur in den Zustand zu bringen, wie sie erforderlich ist. Da fragt sich jetzt 

der geneigte Zuhörer, warum schaffen wir das eigentlich nicht? Wir haben Steuer-

einnahmen Bund, Länder und Gemeinden im Moment von 603 Mrd. Euro und die 

Steuerschätzung von vorgestern sagt innerhalb der nächsten 8 Jahre 700 Mrd. Euro 

voraus. Und da fragt man sich, warum können wir dann nicht investieren? Es ist ganz 
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einfach erklärt. Weil das Einzige, was immer noch schneller steigt als die Einnah-

men, unsere Sozialkosten sind. Und deswegen brauchen wir hier Reformen, um eine 

solche Infrastrukturoffensive zu ermöglichen. Dabei geht es nicht nur darum, meine 

Damen und Herren, ob die Bürger sich in Ihrer Stadt oder Gemeinde wohlfühlen. Es 

ist auch ein entscheidender Faktor für die Wirtschaft. Eine kaputte Infrastruktur ist auf 

Dauer für den Wirtschaftsstandort schädlich und ich bin eigentlich ganz zuversichtlich 

was wir hören, dass es dort Maßnahmen geben wird. Die nächste Frage ist natürlich, 

wie das finanziert werden wird.  

Die zweite Hürde, die die neue Bundesregierung bei der Reformmeisterschaft bewäl-

tigen muss, ist für die kommunale Familie wichtig: Wir brauchen eine Föderalismus-

reform. 

Natürlich sind die Herrschaften aus Berlin für die flächendeckende Ganztagsschule, 

natürlich für den weiteren Ausbau der Inklusion, natürlich für viel bessere Kindergär-

ten und natürlich für den Hochschulabschluss einer jeder Erzieherin in den Kitas. 

Aber, wenn man dann fragt, „wollt Ihr Euch daran ein bisschen finanziell beteiligen?“, 

dann sagen sie, „das geht nach dem Grundgesetz nicht.“ Und so ist es ja auch. Mei-

ne Damen und Herren, ich bin sicher, das sogenannte Kooperationsverbot muss zu-

mindest in Teilen fallen. Wir brauchen ein anderes Verhältnis zwischen Bund, Län-

dern und Kommunen in diesem Bereich. Schauen Sie in die Wirtschaft. Kein Unter-

nehmen käme auf die Idee, nicht über die Ebenen des Unternehmens hinaus auch 

Finanzströme zu ermöglichen - wenn sie denn transparent sind. Deswegen bin ich 

übrigens ein Fan einer großen Koalition, denn eine Föderalismusreform setzt eine 

Zweidrittelmehrheit im Bundestag und Bundesrat voraus.  

Und ich bin auch sicher, wir müssen über den Bund-Länder-Finanzausgleich spre-

chen. Die jetzige Situation, dass mit Bayern, Baden-Württemberg und Hessen drei 

Länder zahlen und alle anderen nehmen, das ist nie gut: 13 nehmen und 3 geben. 

Übrigens ist der größte Profiteur vom Bund-Länder-Finanzausgleich das Land Berlin, 

das von dem Geld, was diese drei zahlen, 3,3 Milliarden Euro bekommt. Deshalb 

können die sich auch Zeit lassen mit dem Flughafen und sagen, wir haben Zeit, wir 

sind sexy, aber arm. Ich glaube, dass man das ändern muss und ich glaube auch, 

dass es falsch ist, das nur an der Steuerkraft zu messen. Wenn Sie 1.500 Euro ha-

ben, können Sie damit in München nicht leben. Aber selbstverständlich können Sie in 

Mecklenburg-Vorpommern damit leben. Und es gibt natürlich auch in Bayern Gebie-

te, die gefördert werden müssen. Und deswegen glaube ich, wenn wir das ernst mei-
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nen, und ich meine, wir sollten das ernst meinen, sollten wir einmal folgende Überle-

gung anstellen: Wenn das Grundgesetz in Artikel 72 Abs. 2 sagt, wir brauchen 

gleichwertige Lebensverhältnisse, dann sollte man definieren, was dafür erforderlich 

ist. Das muss man einer Kommune oder einem Kreis ermöglichen, ohne immer neue 

Schulden aufnehmen zu müssen. Insofern glaube ich, dass das ein zentraler Punkt 

ist.  

Die dritte Hürde, natürlich ein spezielles kommunales Interesse, ist die Entlastung 

der Kommunen.  

Sie wissen, es gibt eine Vereinbarung beim Fiskalpakt, den Bund und Länder ge-

schlossen haben, wonach der Bund die Eingliederungshilfe übernimmt. Die Kosten 

hierfür werden in diesem Jahr voraussichtlich auf über 15 Milliarden Euro gestiegen 

sein. Die Ausgestaltung ist von Land zu Land unterschiedlich. In einigen Ländern 

zahlen das nur die Kommunen, in anderen zahlen das Kommunen und Land. Unser 

Hauptproblem wird nicht sein, die Politik davon zu überzeugen, dass sie jedenfalls 

schrittweise Kosten übernimmt. Das Hauptproblem wird sein, dafür zu sorgen, dass 

die Länder nicht die bekannten klebrigen Hände entwickeln. Sodass der Bund dann 

zwar entlastet, aber bei den Kommunen nichts ankommt. Das ist relativ schwierig. 

Ich darf da mal unseren früheren Bundeskanzler zitieren, bei dem wir einmal waren 

und ein ähnliches Problem erörtert haben. Als wir sagten, dass die Länder das Geld 

nicht an uns weiterleiten würden, da sagte er: „Tja, da kann ich Euch auch nicht hel-

fen; die Kommunen sind die Sklaven der Länder.“ Das sollten wir nicht sein und das 

werden wir auch nicht sein! 

Die vierte Hürde, die es zu nehmen gilt, ist die Energiewende. 

Auch da hat die große Runde getagt. Es wird bei der Umsetzung der Energiewende 

mehr Marktwirtschaft geben. Es wird auch weiterhin, und das halte ich für richtig, ei-

ne Privilegierung von Unternehmen geben müssen. Sonst gefährden wir aus meiner 

Sicht den Industriestandort Deutschland. Um hier mal ein paar Zahlen zu nennen: Es 

wird ja immer gesagt, dass die Unternehmen alle privilegiert werden. Wir haben im 

Moment 1.900 Unternehmen, die privilegiert sind - der berühmte Golfplatz ist übri-

gens nicht dabei -, es gibt aber in Deutschland 245.000 Unternehmen, so dass die 

Relation, wie sie teilweise in der Öffentlichkeit dargestellt wird, vielleicht etwas über-

zogen ist.  
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Letzter Punkt, mein Vorredner hat das richtig gesagt, ist die Frage der demografi-

schen Entwicklung. Sie wird uns weiter beschäftigen, weit über die kommende Legis-

laturperiode hinaus.  

Wir werden alle älter und wir werden weniger. Ich wehre mich allerdings dagegen, 

meine Damen und Herren, dass das immer nur als Risiko, als Bedrohung, aber sel-

ten als Chance gesehen wird. Denn es ist sicherlich auch eine Chance, dass wir an-

ders, vielleicht netter, etwas entschleunigter und mit weniger Kriminalität miteinander 

leben. Andererseits müssen wir uns aber auch bewusst sein, dass bei jeder gesetz-

geberischen Maßnahme, die wir treffen, der demografische Faktor eine Rolle spielt. 

Es ist nicht besonders klug zu sagen, wir müssen möglichst viele Krankenhäuser der 

Grundversorgung schließen, wenn ich weiß, dass viele ältere Menschen demnächst 

gerade auf diese Häuser angewiesen sein werden. Wir müssen z.B. auch darüber 

nachdenken, ob wir nicht neue Berufsbilder, wie etwa den Arztassistenten brauchen. 

Müssen tatsächlich immer Ärzte bei allen älteren Menschen mit Beschwerden, die 

regelmäßig bestimmte Kontrollen wie Blutdruckmessungen und Blutabnahmen erfor-

dern, diese Handlungen vornehmen? In Amerika fährt auf dem Notarztwagen, wie wir 

es kennen, kein Arzt mit. Das machen Rettungssanitäter, die eine andere Qualifikati-

on haben. Auch über diese Dinge müssen wir sprechen. Wir brauchen sicherlich 

mehr Mehrgenerationenhäuser und neue Wohnformen, denn für die vielen Alten 

werden wir so viele Pflegeheime weder bauen noch finanzieren können. Deswegen 

glaube ich, ist das eine vorrangige kommunale Aufgabe, für die wir weit über die 

kommende Legislaturperiode hinaus kämpfen.  

Ich hoffe, es ist mir mit diesem kleinen Abriss gelungen darzulegen, was wir wollen 

und was auf uns Kommunen zukommt. Sie können sicher sein, dass wir uns ge-

meinsam mit Ihnen dafür einsetzen werden und ich bedanke mich insbesondere bei 

diesem Verband für die vorzügliche Zusammenarbeit.“ 
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TOP: 5. Das Land und seine Kommunen   

Ansprache Staatsminister Roger Lewentz, Ministerium des Innern, für Sport und Inf-

rastruktur  

„Meine sehr geehrten Damen und Herren, lieber Vorsitzender, lieber Ralph Spiegler, 

lieber Aloysius Söhngen, lieber Herr Haas und lieber Herr Manns,  

ich freu mich, dass ich hier Gast sein darf, freue mich, dass ich die Vertretung für 

unsere Ministerpräsidentin heute übernehmen darf, und darf Sie herzlich von der 

Malu Dreyer grüßen. Es ist für mich also eine gute Gelegenheit meine sehr geehrten 

Damen und Herren zu Ihnen zu kommen, um einige wie ich meine sehr ernste Dinge 

miteinander zu besprechen und deswegen freue ich mich auch, dass Herr Dr. 

Landsberg das eine oder andere gesagt hat und lieber Dr. Landsberg, ich grüße Sie 

herzlich gerne in einem Land in dem z.B. Krankenhausschließung absolute Ausnah-

men sind. Ich vermute, dass das auch so bleiben wird. Wir wissen um die Beziehung 

ländlicher Bereich mit der Frage der Grundversorgung und allem, was hintendran 

steht. Ich darf Sie auch in einem Land begrüßen, sie haben Cicero und die Europäi-

sche Ebenen genannt, dass Nr. 2 in der Exportquote ist. Wir sind ein starkes Bun-

desland, auch deswegen, weil 54 % exportorientierte Einnahmen und Bruttowert-

schöpfung in Rheinland-Pfalz eine echte Größe darstellen mit der wir, meine sehr 

geehrten Damen und Herren, auf Platz 3 in der Arbeitslosenstatistik, auf Platz 3 in 

der Ausbildungsstatistik liegen und wir wissen zentral in Europa gelegen, auch um 
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die großen Chancen, die dieses Europa uns bietet, gerade auch uns in Rheinland-

Pfalz, aber wir wissen natürlich auch, dass in den Koalitionsverhandlungen in Berlin 

vernünftige Weichenstellung auch in dieser Frage gesetzt werden müssen und da 

will ich Ihnen ausdrücklich widersprechen, Herr Landsberg.  

Wir machen gerne viele Dinge per Handschlag. Das kriegen wir hier im Land auch 

oftmals mit dem Gemeinde- und Städtebund hin, trotzdem schreiben wir nachher 

noch ein Protokoll zur wechselseitigen Sicherheit. Aber Sie brauchen gar nicht bis 

Adenauer zurückzugehen. Gehen Sie einfach in die noch amtierende Bundesregie-

rung hinein, ich glaube ein anderer Koalitionsvertrag hätte in den letzten 4 Jahren zu 

einer ganz anderen Politik in unserem Land geführt, ein Koalitionsvertrag ist wichtig, 

er muss belastbar sein, die Einzelheiten müssen drin stehen, es dürfen keine Finan-

zierungsvorbehalte, es dürfen keine Prüfvorbehalte rein, sondern die Bürgerinnen 

und Bürger unseres Landes müssen wissen, was die Bundesregierung in den nächs-

ten 4 Jahren vorhat. Und zwar verlässlich wissen. Von dem her bin ich im Jahr 2013 

der Meinung, ja wir brauchen einen schriftlich fixierten Koalitionsvertrag, und der wird 

auch etwas ausführlicher sein. Aber dann weiß man, woran man ist, und auf welcher 

Basis Regierungshandeln dann auch organisiert wird. Es ist in der Tat schon eine 

starke Anzahl derjenigen, die im Moment verhandeln. Hoffen wir für uns alle, dass 

am Schluss belastbare und gute Ergebnisse herauskommen und dann soll dieser 

Verhandlungsmarathon auch in Ordnung sein. Ich möchte mich auch bei meinem 

Freund, Heinz-Hermann Schnabel bedanken und seine Ausführung dazu nutzen, 

Ihnen ganz herzlich dafür zu danken, dass wir in einem Land ohne zusammengebro-

chene Abwasserkanäle sind. Sein Beispiel des ländlichen Raums aufgreifend, hier in 

diesem Land ist durch Sie durch die Ebene der Ortsgemeinden und der Verbands-

gemeinden Enormes geleistet und geschaffen worden. Das will ich ausdrücklich dan-

kend anerkennen für die Landesregierung. Wir wissen wie gut Infrastruktur insge-

samt, jedenfalls die von Ihnen verantwortete in unserem Land ist und wir haben das 

ja in guten gemeinsamen Wechselbeziehungen auch hinbekommen. Ich möchte in 

diesen Dank einschließen Ihre Kolleginnen und Kollegen in den Räten, in den Aus-

schüssen, die das ja im Ehrenamt machen, diese Arbeit für uns, eine Zahl von über 

30.000 ist genannt worden, und ich will mich ausdrücklich auch bei Ihren Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern bedanken, ich war selbst jahrelang Ortsbürgermeister, woh-

ne in einer Verbandsgemeinde, selbstverständlich und kann für mich nur in Anspruch 

nehmen, ich bin immer vorzüglich behandelt worden, ich habe immer zusammen ge-
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arbeitet mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die den entsprechenden Ausbildungs- 

und Wissenstand hatten. Und ich finde unsere Bürgerinnen und Bürger werden in 

unseren kommunalen Verwaltungen sehr sehr gut und sehr ordentlich behandelt. 

Das will ich an dieser Stelle auch einmal ausdrücklich zum Ausdruck bringen, denn 

das gehört auch dazu, dass wir in einem wohl organisierten gut aufgestellten Staat 

leben, und dass die kommunale Ebene dort ihre Verantwortung auch ausübt. Dass 

ich im weiteren Verlauf meiner Ausführung auch noch das Thema kommunale Ver-

waltungsreform und andere Dinge streife, steht dem nicht entgegen, wir haben vor 4 

Jahrzehnten eine Reform gehabt, und ich glaube man muss nachjustieren. Wir wer-

den dann auch gemeinsam und dazu will ich an der Stelle schon zu Beginn meiner 

Ausführung einladen, einen gemeinsamen Dialog ausloten, was bei einer zweiten 

Stufe einer kommunalen Verwaltungsreform geht. Meine sehr geehrten Damen und 

Herren, wenn über Kommunalverwaltungsreform gesprochen wird, geht vielen diese 

zweite Stufe als sehr selbstverständlich und sehr einfach über die Lippen. Stichworte 

sind eben genannt worden. Stadt-Umland-Beziehungen, Landkreisgrenzen, viele 

Dinge mehr. Ich glaube und ich behaupte, dass das überhaupt nicht so einfach wer-

den wird und dass wir es in der Tat nur an einem großen gemeinsamen Verbund 

hinbekommen, denn an vielen Stellen gibt es natürlich unterschiedliche Vorstellun-

gen. Ich durfte unsere Ministerpräsidentin beim Städtetag vertreten, die Städte haben 

ihre eigenen Vorstellungen, Michael Kissel, der Landkreistag hat seine Vorstellung, 

der Gemeinde- und Städtebund auch. Da kommen die Parteien und Wählergruppen 

hinzu, die auch eigene Überlegungen haben. Also zu glauben, dass eine zweite Stu-

fe uns einfach gelingen wird, das glaube ich nicht. Nichtsdestotrotz sie sind notwen-

dig, diese weiteren Reformschritte. Das sehen wir auch so. Auch vor dem Hinter-

grund der demografischen Entwicklung.  

Also nach dem Dank und nach der Anerkennung für die Leistungsfähigkeit der kom-

munalen Ebene möchte ich auf einige Punkte eingehen, die natürlich immer etwas 

auch damit zu tun haben, wie organisieren wir Finanzausstattung und meine Mitar-

beiter haben mir einen Satz aufgeschrieben, wahrscheinlich um es mal provokativ in 

den Raum zu stellen, eine Anmerkung des Ölmilliardärs Sean Paul Getty notiert, 

„über Geld spricht man nicht, man hat es“.  

Ja das mag möglicherweise für die Ortsgemeinde von Heinz Hermann Schnabel zu-

treffen, das mag garantiert für Ingelheim zutreffen, und liebe Beate Lech-Weber viel-

leicht noch für unseren Sparkassen und Giroverband in Rheinland-Pfalz. Sie schüt-
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telt den Kopf, auch da stimmt es nicht mehr so ganz, aber insgesamt sind wir in ei-

nem Land, das im Bundesvergleich natürlich eine unter dem Bundesdurchschnitt an-

gesiedelte Einnahmesituation seit Jahren und Jahrzehnten hat. Und Sie wissen, dass 

das eine nicht sehr einfache Ausgangsposition ist.  

Die zweite Rahmenbedingung ist Ihnen auch bekannt, die Schuldenbremse, in der 

rheinland-pfälzischen Verfassung verankert. Von allen 101 Abgeordneten des Land-

tages so auf den Weg gebracht, und mit einem klar bestimmten und festgelegten 

Abbaupfad und der sieht vor, dass wir Jahr für Jahr in etwa unsere Ausgaben um 

210 Mio. Euro reduzieren, im jetzt dem Parlament zugeleiteten Doppelhaushalt ist 

allein für das Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur eine Reduzierung 

von 76 Mio. Euro vorgegeben. Das tun wir, und es ist richtig, dass wir das tun wie 

alle Bundesländer, wie auch die Bundesrepublik Deutschland selbst, wir tun dies um, 

im Fall von Rheinland-Pfalz und der meisten Bundesländer, 2020 keine neuen 

Schulden mehr aufzunehmen. Ich glaube, das muss unser gemeinsames Ziel sein, 

das ist ein harter Weg, das ist ein Weg, den wir auch an der Stelle nur gemeinsam 

gehen können und der, weil Verfassungsrang, natürlich der Rahmen für alles bildet, 

also dieses Jahr 2020 ist das Zieljahr, was wir gemeinsam erreichen wollen und er-

reichen müssen. Und wenn man sich die finanzielle Lage der Kommunen anschaut, 

dann kann man Anleihe machen beim Statistischen Bundesamt, das einige Ausfüh-

rungen in den letzten Wochen gemacht hat, die möchte ich Ihnen auch noch einmal 

verdeutlichen. Das Gewerbesteueraufkommen in Deutschland ist zwar gegenüber 

2011 um 1,8 Mrd. Euro bzw. 4,6 % gestiegen, und betrug im Jahr 2012 rd. 42,3 Mrd. 

Euro, dieses ist die bisher höchste Einnahme, aber wenn man jetzt schaut, wann war 

denn der Spitzenwert bisher erreicht, das war 2008 und da ging es in die Krise hin-

ein. Finanzkrise, Wirtschaftskrise und wir fangen jetzt erst an, uns von dieser Zeit 

wieder zu erholen. Und wir wissen, was diese letzten Jahre insgesamt in der Ein-

nahmesituation für uns alle bedeutet hat. Es ist schön: Gewerbesteueraufkommen 

auf Rekordniveau, aber wir haben Nachholbedarfe.  

Wenn man sich die Kern- und Extrahaushalte der Gemeinden und Gemeindeverbän-

de ohne die Stadtstaaten anschaut, sagt das Statistische Bundesamt, dass im ersten 

Halbjahr 2013 ein Finanzierungsdefizit von insgesamt 0,9 Mrd. Euro aufgelaufen ist, 

und damit war das Defizit um 2,2 Mrd. Euro niedriger als im ersten Halbjahr 2012. 

Auch eine gute Tendenz. Auch ein guter Weg, der da offenkundig vor uns liegt.  
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Allerdings und jetzt kommen die Wehrmutstropfen, jedoch stiegen im ersten Halbjahr 

2013 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum die Ausgaben für soziale Leistungen spür-

bar um 5,3 % die Gemeinden und Gemeindeverbände gaben 22,8 Mrd. für diese 

Leistungen aus. Das sind erhebliche Zahlen. Und meine sehr geehrten Damen und 

Herren, genau da müssen wir und das ist von meinen Vorrednern auch ausgeführt 

worden, auch bei den Verhandlungen auf der Bundesebene hinwirken. Hier muss es 

deutliche Entlastungen geben, die Eingliederungshilfe ist eben benannt worden, die 

ist in Deutschland ungefähr bei einem Volumen von 13 Mrd. Euro und damit noch 

nicht am Ende einer Steigerungsrate, und wenn man sich überlegt was bisher im 

Raum steht, denn wir tun alle so, als ob das schon bei den Koalitionsverhandlungen 

oder Gesprächen erreicht sei, dass wir dort eine deutliche Entlastung bekommen. 

Wir hoffen, dass wir diese bekommen. Und wir hoffen auch, dass der Umfang spür-

bar und deutlich ist. Die klarsten Äußerungen hierzu hat im letzten Sommer der Mi-

nisterpräsident des Bundeslandes Sachsen-Anhalt getätigt, er hat gesagt, er könnte 

sich 4 Mrd. vorstellen. Bei 13 insgesamt sind wir im Moment. Würde der Bund 4 Mrd. 

übernehmen, würde das für Rheinland-Pfalz 200 Mio. bedeuten, und Stichwort kleb-

rige Finger, im Augenblick werden diese Leistungen in Rheinland-Pfalz zu 51 % von 

den Kommunen und zu 49 % vom Land getragen. Also 4 Mrd. ist für mich eine Un-

tergrenze, ich glaube da muss eigentlich mehr Geld in den Topf und wir brauchen 

dieses Bundesleistungsgesetz über das viele schon gesprochen haben. Ich bin im-

mer ein bisschen ängstlich, wenn das was ich nachvollziehen kann, die Führungen 

der Verhandlungen, Bundeskanzlerin, der bayerische Ministerpräsident, unser Par-

teivorsitzender sagen, Ausgaben – Steigerungen ohne Ende, da müssen wir einen 

Deckel drauflegen. Aber bei diesen Essentiales in der kommunalen Finanzausstat-

tung, da ist 4 Mrd. Euro für mich das Mindestmaß, das wir erreichen müssen. Ich ha-

be es runtergebrochen auf Rheinland-Pfalz. Ich habe Ihnen gesagt 4 Mrd. bedeuten 

200 Mio. ausgegeben werden in Rheinland-Pfalz, sinnvoll ausgegeben, ich will den 

Zweck überhaupt nicht infrage stellen, 800 Mio. im Moment. Also an der Stelle müs-

sen wir sehr genau hinschauen, dass da deutlich etwas passiert.  

Und wenn man über Gemeindefinanzen perspektivisch spricht, muss man auch wei-

tere Fragen auf Bundesebene angehen und mit einer vernünftigen Lösung umgehen, 

z. B. mit welchem Gewicht geht die kommunale Steuerkraft in die Berechnung der 

Länderfinanzkraft im Rahmen eines neuen Länderfinanzausgleichs ein. Darüber wird 
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ja zu reden sein, das Thema ist vor Gericht, aber es ist auch politisch auf der Agen-

da.  

Zweite Frage soll den Kommunen ein Hebesatzrecht bei der Einkommenssteuer zu-

gestanden werden.  

Dritte Frage: In welcher Form werden die Altschulden der Länder und vor allem der 

Kommunen in die Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehung eingebunden? 

Weitere Frage, die einem bei diesem Thema einfallen kann, ab wann und wie betei-

ligt sich der Bund stärker an den Sozialausgaben der Kommunen? Dazu habe ich 

eben einige Ausführungen gemacht. Damit sind wir natürlich in Kernfragen der Be-

ziehungen, die im Moment in Berlin geregelt werden, und Herr Dr. Landsberg Sie 

sehen es mir nach, wenn ich das jetzt noch einmal sage, das kriegt man mit einem 

Handschlag nicht hin.  

Da brauchen wir belastbare und klare Aussagen mit denen wir alle umgehen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn man dann sich die eigenen Hausauf-

gaben in unserem Land anschaut, wir haben gemeinsam und dafür möchte ich mich 

herzlich bedanken, den kommunalen Entschuldungsfonds Rheinland-Pfalz auf den 

Weg gebracht, und eben sind die Zahlen der Liquiditätskredite genannt worden mit 

über 6 Mrd. in Rheinland-Pfalz, wenn wir diese Wegstrecke gemeinsam hinbekom-

men, 791 Gemeinden haben das mit uns vereinbart, liebe Dagmar Barzen, das ist 

eine tolle Leistung auch der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion gewesen. Wenn 

wir diesen Weg gemeinsam gehen, wir wollen ihn 15 Jahre gehen, dann haben wir 

eine Drittelfinanzierung 85 Mio. originäre Landesmittel, ich habe beim Städtetag, da 

war der Präsident des Verfassungsgerichtshofs anwesend und dort ist Herr Dr. Bro-

ker und Herr Behnke als temporärer zeitweiliger Verbündeter des Städtetages be-

zeichnet worden, ich habe gesagt ich hätte mich sehr gefreut, wenn man anerkannt 

hätte, im Urteil, dass 8,5 Millionen jährlich eine starke Leistung des Landes sind. Ich 

weiß aber auch, dass die Gemeinschaft der Kommunen weitere 85 Mio. aufbringt 

und die im Vertrag befindlichen Kommunen ebenfalls 85 Mio. So dass wir 3,9 Mrd. 

auf unserer Wegstrecke von 15 Jahren gemeinsam abbauen werden. Das ist schon 

eine starke Nummer, finde ich jedenfalls, und eine starke Leistung der Kommunen, 

der Gesamtheit der Kommunen und des Landes Rheinland-Pfalz. Und wenn man 

sich anschaut, und da sind wir auch wieder ein Stück weit bei dem Urteil, das der 

Verfassungsgerichtshof gefällt hat, wer denn Teilnehmer ist. 12 kreisfreie Städte, von 

12, alle kreisfreien Städte im Land. 18 Landkreise von 24. 50 Verbandsgemeinden 
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von im Augenblick etwa 160 und 711 Ortsgemeinden. Das heißt es gibt auch eine 

Reihe von Gemeinden, die nicht teilnehmen können, weil die Finanzkraft zu gut ist, 

allerdings nicht auf der Ebene der Städte und kaum auf der Ebene der Landkreise. 

Das ist eine Hinleitung dazu, dass ich gleich natürlich auch zum neuen kommunalen 

Finanzausgleich entsprechende Ausführungen machen möchte, möchte mich aber 

bedanken bei Ihnen für die Leistung, dass wir mit unserem Einwohnermeldesystem, 

Stichwort Zensus, so punktgenau gelegen haben. Das hat was mit Ihrer Leistungsfä-

higkeit und die Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu tun. Dafür haben wir dann 

71,6 Mio. Euro von der Bundesebene zurückbekommen. Diese Summe haben wir 

jetzt gerade in dieser Woche auf die kommunale Ebene überwiesen, und das haben 

wir glaube ich auch gemeinsam in einem sehr intensiven Dialog gut ordnen können, 

und auch dafür ein herzliches Dankeschön. Ja meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, mit der inzwischen beschlossenen Reform des kommunalen Finanzausgleichs 

zum 01.01.2014 wird beim sogenannten vertikalen Ausgleich zwischen Land und den 

Kommunen aus unserer Sicht ein spürbarer Beitrag des Landes geleistet und der 

horizontale Ausgleich zwischen den Kommunen, Sie wissen es, neu geregelt, damit 

vor allem die Gebietskörperschaften entlastet werden, die hohe Ausgaben für den 

Bereich Sozial- und Jugendhilfe zu Schultern haben. Im Bereich des vertikalen Aus-

gleichs wird die Finanzausgleichsmasse binnen der nächsten 3 Jahre um rund 

500 Mio. Euro bzw. um 25 % auf dann 2,5 Mrd. Euro gesteigert werden. Die Kritik ist 

eben genannt worden, davon gebt ihr als Land ja nur 50 Mio. Euro rein. Ich will noch 

einmal erinnern an die jährlichen 85 Mio. für den kommunalen Entschuldungsfonds. 

Und wenn man den Blick in andere Bundesländer schweifen lässt, was ja auch bei 

den Vorreden geschehen ist, dann muss man auch zur Kenntnis nehmen, dass es 

Bundesländer gibt, die Verbundsätze verändern. Für uns war es eine Selbstverständ-

lichkeit, und ich weiß die kommunale Ebene hat es auch immer als Selbstverständ-

lichkeit empfunden, dass wir dies eben nicht tun, sondern dem Aufwuchs und diese 

50 Mio. und andere Gelder mit in den kommunalen Finanzausgleich hineinpacken 

und die Verbundmasse dementsprechend in drei Jahren auf 2,5 Mrd. Euro steigen 

lassen. In anderen Ländern hat man sich anders entschieden, wir sind diesen Weg 

gegangen, deswegen nehmen wir für uns gemeinsam mit den Koalitionsfraktionen im 

Landtag in Anspruch, dass wir 490 Mio. Euro zusätzlich in den KFA hineingepackt 

haben. Wir wissen, dass wir 2010 vereinbart haben einen solchen Weg zu gehen. 

Aber zur Wahrheit gehört natürlich auch, dass das Urteil, das eben genannt wurde, 
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uns die Vorgabe gegeben hat, zum 01.01.2014 diesen neuen KFA auf den Weg zu 

bringen, Abteilungsleiter Gunter Fischer, Herr Dr. Müller aus dem Finanzministerium 

sind hier, ich möchte mich bei beiden herzlich bedanken, denn da ist schon eine 

starke Leistung hinten dran, dies alles auf den Weg zu bringen, in einer doch relativ 

knapp bemessenen Zeit. Urteil und dann Fertigsein zum 01.01.2014, das war ambi-

tioniert und ich habe auch allen Grund der Enquete des Landtages herzlich zu dan-

ken, die natürlich begleitend uns auch ihre Hinweise mit auf den Weg gegeben hat. 

Wir sind aus der Zeit der Probeberechnungen herausgekommen und wir kennen die 

belastbaren Zahlen und ich möchte auch noch einmal darauf hinweisen, dass wir mit 

der Schlüsselzuweisung C auch ein sehr vernünftiges Instrument gefunden haben, 

um die Schwerpunkte, die der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz uns vorgege-

ben hat, auch entsprechend abzubilden. Lassen Sie mich auf einige Daten eingehen, 

die das Statistische Landesamt uns vor wenigen Tagen zur Verfügung gestellt hat. 

Und zwar Orientierungsdaten für die Schlüsselzuweisung, die für das nächste Jahr 

gelten und im Hinblick auf die Mitgliedschaft des Gemeinde- und Städtebundes ist 

das ein besonderer Aspekt, auf den ich auch hinweisen sollte. Die Schlüsselzuwei-

sung A, meine sehr geehrten Damen und Herren, summieren sich in diesem Jahr auf 

einen Wert in Höhe von rund 169 Mio. Euro. Für das nächste Jahr wird, auch bedingt 

durch die Reform, die ich eben angesprochen habe, ein Wert von 198 Mio. Euro er-

wartet. Das sind immerhin 29 Mio. mehr. Mir ist bewusst, dass diese Summe nicht 

vollständig bei den Ortsgemeinden bleiben wird, sondern Verbandsgemeinde und 

Landkreis mit ihren Umlagen darauf zugreifen. Gleiches gilt für die Steuereinnahmen 

der Ortsgemeinden, sie haben im ersten Halbjahr 2013 gegenüber dem ersten Halb-

jahr 2012 um rd. 60 Mio. Euro zugenommen, und zwar bei den Grundsteuern um 

4 Mio. Euro, bei der Gewerbesteuer, ich bin eben bereits darauf eingegangen, netto 

um 21 Mio. und beim Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer um fast 35 Mio. Eu-

ro. Meine sehr geehrten Damen und Herren, eine weitere Kennziffer die wir in diesen 

Tagen zur Kenntnis zu nehmen haben und zu bewerten haben ist die November-

steuerschätzung bundesweit sagt diese Steuerschätzung aus, können die Gemein-

den mit rd. 1 Mrd. Euro mehr als nach der Maisteuerschätzung und mit rd. 3,2 Mrd. 

Euro mehr als in diesem Jahr rechnen.  

Für die Jahre bis 2018 werden bundesweit weitere Zuwächse von jeweils 3 Mrd. Eu-

ro erwartet. Für Rheinland-Pfalz bedeutet das in den nächsten beiden Jahren ein 

Plus von 144 bzw. 145 Mio. Euro. Ich bin bei der Nennung des Jahres 2007/2008 
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ganz bewusst noch einmal auf die Schwierigkeiten der letzten Jahre eingegangen 

und ich weiß, wie schwierig die kommunale Finanzausstattung auch in den letzten 

2,5 Jahrzehnten in unserem Land gewesen ist. Das ist mir sehr bewusst, deswegen 

sage ich, ich freue mich, dass wir Licht am Ende eines Tunnels sehen, ich hoffe, 

dass diese Entwicklungen sich verstetigen und dass wir dann in der Lage sind, auch 

in den Kommunen in Rheinland-Pfalz über eine deutlich breitere Ausstattung mit Fi-

nanzmitteln reden zu können. Und ich weiß, dass der Verfassungsgerichtshof Rhein-

land-Pfalz uns auch ein Handeln vorgegeben hat, dass sozusagen stellvertretend für 

einige der rheinland-pfälzischen Kommunen durch den Landesgesetzgeber vorge-

nommen werden muss und zwar über das Stichwort der Nivellierungssätze. Sie wis-

sen, dass wir Grundsteuer A, die Grundsteuer B und die Gewerbesteuer auf diesem 

Weg um ich glaube moderate 15, 27 und 13 Punkte anheben. Sie müssen das Ihre 

dazu beitragen, und ich will an der Stelle noch einmal den Wortlaut des Verfas-

sungsgerichtshofurteils uns noch einmal in Erinnerung rufen. Das Land kann im Ge-

genzug, so das Urteil, für seinen Beitrag zur Bewältigung der kommunalen Finanzkri-

se verlangen, dass auch die Kommunen ihre Kräfte größtmöglich anspannen. Die 

über Jahrzehnte gewachsene Finanzkrise erfordert von Verfassung wegen ein ent-

schlossenes und zeitnahes Zusammenwirken aller Ebenen. Insbesondere an die 

Kommunen ihre eigenen Einnahmequellen angemessen auszuschöpfen, Spielräume 

hierfür bestehen nach wie vor, auf eine entsprechende Mitwirkung der Kommunen 

hat das Land im Wege der Kommunalaufsicht hinzuwirken. Also auch dieser Part des 

Urteils ist glaube ich ganz klar und wir müssen gemeinsam diesen Weg gehen. Und 

trotz alledem glaube ich, dass auch an der Stelle Stichwort: Bundesdurchschnitt, 

auch noch der eine oder andere Spielraum ist.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte mich beim Gemeinde- und 

Städtebund, beim Vorstand, bei der Geschäftsführung bedanken für die Begleitung 

konstruktiv, nicht immer übereinstimmende Begleitung, das kann man auch nicht er-

warten, unseres Weges zum neuen kommunalen Finanzausgleich, und Sie haben 

uns, Herr Vorsitzender, mit Datum vom 16.10.2013 weiter Vorschläge unterbreitet, 

und das war genau der Tag der Veröffentlichung des Gesetzes. Von dem her sage 

ich Ihnen zu, dass wir diese Vorschläge in die Evaluierung einfließen lassen werden, 

aber ich glaube man kann, wenn man an einem Tag ein Gesetz veröffentlicht, am 

gleichen Tag einen Brief bekommt nicht erwarten, dass wir einen Tag später wieder 

in ein weiteres Gesetzverfahren hineingehen und es ist uns auch sehr wichtig, am 
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Ende des Jahres 2014 dann belastbare Zahlen zu kennen, aber wir haben Ihre Hin-

weise natürlich intensiv zur Kenntnis genommen und werden die in die weiteren Be-

ratungen miteinfließen lassen. Zum Urteil selbst, ich glaub der Schwerpunkt des Ur-

teils ist zum einen über die Schlüsselzuweisung C beantwortet, zum anderen über 

die Aussagen, dass wir den Gesamtfinanzierungssaldo der Kommunen deutlich ver-

bessern müssen, und ich glaube das bekommen wir hin.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im schnellen Durchgang einige wenige 

Stichworte noch ansprechend. Demografie, will Ihnen nur zwei Zahlen nennen, die-

ser Legislaturperiode des rheinland-pfälzischen Landtages von 2011-2016 reduzie-

ren sich die Schülerzahlen in Rheinland-Pfalz von 460.000 auf 410.000. Minus 

50.000 in 5 Jahren, und glaube keiner, dass diese Entwicklung deswegen endet, weil 

es eine neue Legislatur eines Landtages gibt. Nein, diese Entwicklung wird uns noch 

eine Zeit beschäftigen, was das bedeutet, zu dem Thema Schulstandorten und im 

Norden unseres Landes, im ehemaligen Regierungsbezirk Trier schon ein ausge-

prägtes Thema, was bedeutet das für Schülerbeförderung und damit Anbindung von 

Kommunen an die Busverkehre, ganz große Herausforderung. Und auf der anderen 

Seite man muss Demografie für sich persönlich auch als gute Chance und als Rah-

menbedingung verstehen, wo sich vieles für uns verbessert. Aber das bedeutet na-

türlich auch neben dem, dass wir alle älter werden können, im Augenblick kommen 

20.000 Frauen und Männer in jedem Jahr in Rheinland-Pfalz in die Altersgruppe 80+ 

hinzu.  

Das Stichwort Barrierefreiheit ist eben unter völlig neuen Rahmenbedingungen zu 

betrachten. Das ist nicht nur eine Frage für Menschen mit Behinderungen, sondern 

für ganz große Teile unserer Bevölkerung, und ich komme aus einer Gemeinde im 

Mittelrheintal mit 1.550 Einwohnern, 29,8 % sind jetzt schon 65 Jahre oder älter. Das 

sind die Entwicklungen, die Sie alle aus Ihren Heimatgemeinden kennen, wenn wir 

eben über die gemeindlichen Anteile an der Einkommenssteuer kurz gesprochen 

haben, je mehr Menschen in Pensionsalter sind oder Rentnerinnen oder Rentner 

sind, geht auch an der Stelle natürlich einiges zurück, also Demografie ist für mich 

die absolute und große Herausforderung. Zum Thema KVR habe ich eben einige 

Punkte zu Beginn gesagt, wir sind jetzt in der Situation, dass dem Landtag neben 

vielen Gesetzen die freiwillig zusammengekommen sind, auch im Augenblick neun 

Gesetze zugeleitet wurden, die in der Anhörung sind. Zu der Frage nicht freiwillige 

Fusion, Sie haben vielleicht in den Medien verfolgen können, es gibt im Bereich des 
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Landkreises Mainz-Bingen da möglicherweise noch eine Veränderung, weil die Stadt 

Ingelheim bereit wäre, die Verbandsgemeinde Heidesheim aufzunehmen. Die Orts-

gemeinde Heidesheim und die Verbandsgemeinde Heidesheim damit auch einver-

standen wären, so dass möglicherweise sich in den nächsten Tagen klärt, ob dieses 

Gesetz so noch weiter verfolgt werden muss. Aber ich will auch noch einmal deutlich 

sagen, diese Diskussionen im Landtag, liebe Frau Vorsitzende Ebli, im Innenaus-

schuss auch zu der Frage der nicht freiwillig zustande gekommenen Gesetze. Drei 

Tage haben wir angesetzt, den ersten Tag haben wir rum, die sind wirklich in einer 

guten Stimmung, sehr sachlich verlaufen und es gab Pro- und Kontraargumente und 

die Damen und Herren Abgeordneten des rheinland-pfälzischen Landtages werden 

die auch entsprechend gewichten. Aber es ist, glaube ich, ein richtiger und ein guter 

Weg, nicht nur ein gebotener Weg, diese Anhörung auch so durchzuführen. Zur Inf-

rastruktur ist sehr vieles gesagt worden und da erhoffe auch ich, als Infrastrukturmi-

nister, mir deutliche Verbesserung durch das was jetzt auf Bundesebene verhandelt 

wird. Wir haben in einer Kommission der sogenannten Dere-Kommission, ein frühe-

rer Kollege, Verkehrsminister, wir, die 16-Länderverkehrsminister und der Bundes-

verkehrsminister und wir haben in den Ländern noch FDP-Minister, CSU-Minister, 

CDU-Minister, Grüne-Minister und SPD-Minister also die Bandbreite des politischen 

Spektrums in unseren Parlamenten, hat dort errechnet und unumstritten errechnet, 

wir brauchen jährlich ein Mehr von 7,2 Mrd. Euro um die Investitionsstaus abzubau-

en. Wenn man sich alleine die Bundesmaßnahmen anschaut und wie teuer die sind, 

da will ich Ihnen drei Beispiele nennen. Der Hochmoselübergang liegt im Augenblick 

bei 375 Mio. Euro. Ich habe für alle Landesstraßen im Doppelhaushalt 167 Mio. zur 

Verfügung. Wir haben eine Brücke im Bau zwischen den Landeshauptstädten Mainz 

und Wiesbaden, die Schiersteiner Brücke 206 Mio. Euro. Die ist mal mit 133 Mio. 

gestartet. 206 Mio. wo wir jetzt gerade erst den ersten Spatenstich gemacht haben. 

Oder das Thema der dritten Schleusenkammer entlang der Mosel. Die Mosel trans-

portiert im Augenblick 16 Mio. Tonnen Fracht, wir wollen auf 18 Mio. hochkommen. 

Wir brauchen eine zweite Schleusenkammer an jeder Schleuse, 7 müssen noch ge-

baut werden, je Schleuse 50 Mio. Euro Kosten, um Ihnen mal die Dimensionen zu 

sagen von Maßnahmen, die schon am Laufen sind, oder die notwendig sind, mit 

Blick auf 7,2 Mrd. Euro Nachholbedarf, absolut über alle Ebenen, Kommunen, Län-

der, Bund. Dass was ich eingangs zu den 3 Führern dieser Koalitionsverhandlungen 

gesagt habe, die da einen Deckel draufhalten. Im Blick auf den Bundeshaushalt 
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nachvollziehbar. Mit Blick auf unsere Nachholbedarfe, müssen auch hier deutliche 

Entwicklungen kommen. Es scheint so zu sein, dass es Verbesserungen im Städte-

bau gibt, die spürbar sind. Wir haben in Rheinland-Pfalz die Situation, dass wir den 

Städtebau auch sehr breit in den Bereich des Gemeinde- und Städtebundes bringen. 

Das führt oftmals zu Verwirrungen, wenn ich in der Innenministerkonferenz zu die-

sem Thema spreche. Neben mir sitzt der Kollege aus NRW, der Dortmund, Gelsen-

kirchen und was weiß ich, was für Städte im Blick hat und ich rede von Kyllburg, St. 

Goar, St. Goarshausen und den Größenordnungen, die wir in Rheinland-Pfalz ken-

nen. Aber ich glaube das ist richtig, diese Verstärkungen brauchen wir auch in den 

einzelnen Sparten wie z.B. dem Programm Soziale Stadt.  

Ich freue mich für die Ebene der Verbandsgemeinden, dass in diesem Jahr die Feu-

erschutzsteuer erneut prächtig sprudelt, wir werden wohl das zweitbeste Jahreser-

gebnis bekommen. Auch das ist schön und wir haben die Zweckbindung 100 % den 

Zwecken des Feuerschutzes und Brandschutzes zukommen zu lassen. Ich darf an 

der Stelle mich bei Herrn Berends vom Landesfeuerwehrverband, der unter uns ist, 

herzlich bedanken für das gute Miteinander, und nehme das auch, Lothar Westram 

für den Landessportbund in Anspruch und wir konnten die Ausstattung unserer 

Sportorganisationen im Haushalt ausfahren und konnten notwendigerweise einge-

standen und zugestanden die Ausstattung für Sportstättenmaßnahmen im Haus-

haltsentwurf steigern. Als Letztes meine sehr geehrten Damen und Herren will ich 

noch eines ansprechen. Im Innenministerium haben wir fertiggestellt einen Geset-

zesentwurf zu dem Thema Altersruhegeld, wo wir gemeinsam mit den kommunalen 

Spitzenverbänden darüber gesprochen haben, ob es sinnvoll ist, das hauptamtliche 

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Landrätinnen und Landräte, Oberbürger-

meisterinnen und Oberbürgermeister nicht nach 2 Legislaturperioden, also nach 

16 Jahren im Amt, für sich entscheiden können, etwas anderes beruflich zu unter-

nehmen, und dass die erworbenen Ansprüche dann über ein sogenanntes Altersru-

hegeld auch sichergestellt bleiben.  

Das werden wir der Politik zuleiten in der Hoffnung, auch an der Stelle eine vernünf-

tige Ergänzung der jetzt vorhandenen entsprechenden Vorgaben auf den Weg brin-

gen zu können.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich hoffe es ist nicht zu lange geworden, 

aber in jetzigen Zeiten gibt es leider Gottes die Dinge, die über alle Ebenen zusam-

menhängen, Bund, Länder und Kommunen. Möchte mich herzlich für die Aufmerk-
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samkeit bedanken und nochmal entschuldigen, dass unsere Ministerpräsidentin, aus 

den nachvollziehbaren Gründen Gutes für Rheinland-Pfalz zu erreichen, heute nicht 

hier sein kann. Danke.“ 
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TOP: 6. Ausblick und Schlusswort   

Bürgermeister Aloysius Söhngen, Prüm, Stellvertretender Vorsitzender 

Der Stellvertretende Vorsitzende weist darauf hin, dass 75 % der Stimmen der Mit-

glieder in der Mitgliederversammlung vertreten sind und betont, dass dies Ausdruck 

der engen Verbundenheit der Mitglieder zum Verband ist. Den sei eine starke Inte-

ressenvertretung in Mainz und Berlin wichtig. Der GStB auf Landesebene und der 

DStGB auf Bundesebene setzen sich dafür ein, dass die Menschen in den Gemein-

den ihre Angelegenheiten selbst gestalten können und als Ratsmitglieder, als Orts-

bürgermeisterin und Ortsbürgermeister, als Bürgermeisterin und Bürgermeister nicht 

der verlängerte Arm des Staates seien. Die Selbstgestaltung vor Ort zu erhalten sei 

und bleibe eine wichtige Aufgabe für die Zukunft der Gemeinden, aber auch des 

Staates. Bürgermeister Aloysius Söhngen dankt dem Innenminister Roger Lewentz 

MdL. Dessen Ausführungen haben deutlich gemacht, dass weiterhin großer Ge-

sprächsbedarf bestehe. Beispielhaft nennt der Stellvertretende Vorsitzende die The-

men „Kommunaler Finanzausgleich“, „Kommunal- und Verwaltungsreform“, 

„Landeslastentragungsgesetz“ und „Finanzierung des U3 Ausbaus“. Bürgermeister 

Aloysius Söhngen geht weiter auf die Wirkungen der Europa- und Bundespolitik auf 

das gemeindliche Handeln ein. Das Land gebe manche Vorgaben und Leistungsver-

pflichtungen an die Gemeinden weiter, wobei das Verfassungsgericht in der soge-

nannten Neuwied Entscheidung zum kommunalen Finanzausgleich deutlich zum 
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Ausdruck gebracht habe, dass das Land über den Bundesrat Sachverwalter der Ge-

meinden im Bund sei. Wichtig sei, dass den Gemeinden die finanziellen und rechtli-

chen Spielräume verbleiben müssen, um ein Mindestmaß an kommunaler Eigenver-

waltung leben und gestalten zu können. In den weiteren Ausführungen stellt Aloysius 

Söhngen die Auswirkungen und Folgen des demografischen Wandels heraus. Auch 

wenn gerade in den ländlichen Räumen die Einwohnerzahlen sinken, so hat jede 

einzelne Gemeinde das Recht, über ihren Fortbestand selbst zu entscheiden. Denn 

eines müsse gesehen werden: Nur die Gemeinden schaffen das soziale Umfeld, das 

mit dem Prädikat „Heimat“ versehen werden könne. 

Bürgermeister Aloysius Söhngen weist die Überlegungen des Finanzstaatssekretärs, 

die Zuständigkeiten für die Veranlagung der Gewerbesteuer auf die Finanzverwal-

tung des Landes zu verlagern, zurück.  

Weiter führt Söhngen aus, dass die kommunalpolitischen Akteure schon wissen, 

dass ihnen von den Bürgerinnen und Bürgern ein Stück Verantwortung übertragen ist 

und dass sie über ihre Entscheidungen Rechenschaft geben müssen. Aber das wol-

len die Bürgerinnen und Bürger  

Abschließend dankt der Stellvertretende Vorsitzende allen, die diese Versammlung 

vorbereitet haben. Er dankt dem Innenminister Rogen Lewentz MdL, dem Landtags-

vizepräsidenten Heinz-Hermann Schnabel MdL und Ortsbürgermeister der Gemein-

de Erbes-Büdesheim, sowie dem Geschäftsführenden Präsidialmitglied des DStGB, 

Dr. Gerd Landsberg, für ihre Ausführungen. 

Bürgermeister Aloysius Söhngen, Prüm, Stellvertretender Vorsitzender, schließt die 

Versammlung um 12:00 Uhr. 
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